
Gestatten Sie mir abschließend noch, auf ein Problem zu ver­
weisen, welches unsere Fraktion DBD/DFD bereits mehrmals 
angesprochen hat und das sehr deutlich den Zusammenhang 
zwischen inneren und äußeren Aspekten zeigt: die Anerken­
nung der Ergebnisse der Bodenreform in der DDR, welche wir 
an dieser Stelle noch einmal nachdrücklich fordern.

(Beifall bei PDS, SPD, DBD/DFD, Bündnis 90/Grüne)

Würde auf diesem Gebiet eine grundlegende Revision erfol­
gen, wäre das gleichbedeutend mit einer Infragestellung der be­
stehenden Grenzen, vor allem der polnischen Westgrenze, wozu 
ich anfangs schon sprach. Denn mit welchem Recht - so könnte 
ein Neubauer, der Bodenreformland besitzt, fragen - wird mir 
heute dieses Land weggenommen und an den ursprünglichen 
Besitzer zurückgegeben, wenn ich nicht beispielsweise mein 
Land östlich der Oder wiederbekomme?

Die Fraktion DBD/DFD ist deshalb der Auffassung, daß innere 
wie äußere Faktoren der Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten stets im Zusammenhang betrachtet werden müssen. Die 
deutsche Einheit muß einen stabilisierenden Faktor im gesamt­
europäischen Einigungsprozeß darstellen. - Ich danke Ihnen.

(Beifall)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ich rufe nun Herrn Abgeordneten Schreiber von der Fraktion 
CDU/DA.

Dr. Schreiber für die Fraktion CDU/DA:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zunächst möch­
te ich, und ich sage das auch als Vorsitzender des Auswärtigen 
Ausschusses, meiner Genugtuung darüber Ausdruck geben, daß 
eine solche breit angelegte Erklärung zur Außenpolitik unserer 
Republik möglich war, daß der Ministerpräsident sie gegeben 
hat und daß der Außenminister die Gelegenheit genutzt hat, hier 
nachzuarbeiten.

Ich hielt das für notwendig, und ich stimme - und ich glaube 
das auch im Namen meiner Fraktion sagen zu können - der Er­
klärung des Herrn Ministerpräsidenten zu.

(Beifall bei CDU/DA)

Es ist immer die übrigens durch Ottawa bestätigte Auffassung 
unserer Fraktion gewesen, daß der Weg zur deutschen Einheit 
zwar zu den inneren Aspekten gehört, daß aber die äußeren 
Aspekte der deutschen Einheit eben vorher geklärt werden müs­
sen, und gerade diese äußeren Aspekte sind ja Aufgabe der Au­
ßenpolitik, und ich stimme selbstverständlich zu, wenn hier das 
Hauptziel der Außenpolitik die Regelung dieser äußeren Aspek­
te sein sollte, wenn also dargelegt wurde, daß es das Hauptziel 
der Außenpolitik ist, mit Mitteln unserer Republik das europäi­
sche Sicherheitssystem mitzugestalten und dabei, und ich bin 
dankbar für diesen Zusatz, die Entwicklungsländer nicht zu ver­
gessen.

Es kommt darauf an, ein auf Vertrauen und Zusammenarbeit 
gegründetes Verhältnis zu unseren Nachbarstaaten herzustel­
len, und da darf ich sagen, daß unser Ausschuß, der Auswärtige 
Ausschuß, hier nach seinen Kräften und seinen Möglichkeiten 
versucht hat, mitzuwirken mit unserer Außenpolitik.

Es kommt aber, glaube ich, insbesondere darauf an, und hier 
möchte ich noch etwas ergänzen zu der Erklärung, daß wir unse­
re Aufmerksamkeit auf die osteuropäischen Staaten richten. Ich 
glaube, es ist unsere besondere Aufgabe, sie für die deutsche 
Vereinigung zu gewinnen, die Staaten, mit denen wir durch ge­
meinsame Vergangenheit und durch vergleichbare neue Wege 
verbunden sind.

Ich glaube, es gibt im Augenblick die Chance, mit diesen Staa­
ten zusammen Europa zu gestalten. Wenn bisher von Europa­

gremien, von Europäischer Gemeinschaft, Europarat, Europa­
parlament gesprochen wurde - das klang an -, hat man immer 
nur Westeuropa gemeint. Das genügt heute nicht mehr, und ich 
sähe reale Chancen, hier weiterzukommen mit den osteuropäi­
schen Ländern.

Es war vom Dialog mit ihnen die Rede, aber dieser Dialog soll­
te schnell beginnen, und er hat noch nicht überall begonnen, und 
ich glaube, wir müssen hier rasch mehr tun, als wir bisher auf 
dem Sektor Außenpolitik in dieser Richtung getan haben.

Das berührt natürlich auch den sicherheitspolitischen Status 
unseres Landes. Ich möchte nicht das wiederholen, was zur 
NATO und der Mitgliedschaft gesagt worden ist. Ich sehe kaum 
eine Alternative. Wenn wir per Beitritt nach Artikel 23 Bestand­
teil der Bundesrepublik werden, dann werden wir damit Be­
standteil eines NATO-Mitgliedstaates, und selbstverständlich 
wird es für unser Territorium besondere Regelungen geben 
müssen.

Aber das ändert nichts an dem grundsätzlichen Umstand. Mir 
scheint aber, daß es in der NATO auf Grund der Erklärung, der 
gegenseitigen Erklärung der Großmächte, sich nicht mehr als 
Feinde zu betrachten, eben die Möglichkeiten gibt, die, bitte 
schön, schon vorhandenen politischen Aspekte der NATO zu un­
terstreichen und sich nicht ausschließlich auf die militärischen 
zu versteifen. Man hat das auch in der Vergangenheit, und da 
würde ich mit Prof. Walther übereinstimmen, niemals von der 
NATO aus so ausschließlich getan, wie es bei uns dargeste 
wurde. '—

Allerdings sehen wir die Notwendigkeit einer Veränderung 
der NATO, auch die Notwendigkeit, offiziell und expressis verbis 
von der Erstschlagstheorie abzurücken.

Aber, wie gesagt, es gibt Möglichkeiten zu solcher Verände­
rung. Der Abgeordnete Poppe hat hier dann davon gesprochen, 
daß es eine Gleichberechtigung geben müßte von NATO- und 
Warschauer Vertrags-Organisation.

Da allerdings, Herr Poppe, bin ich der Meinung, das Reden von 
einer Gleichberechtigung, zumindest im Augenblick, ist reine 
Utopie. Wir erleben jetzt die NATO-Ratstagung in diesen Tagen 
und sehen, daß die NATO funktioniert, während ich mich, was 
die Einschätzungen des Warschauer Vertrages, der Warschauer 
Vertragsorganisation angeht, gerne dem anschließen würde, 
was Ergebnis einer Studie des Institutes für Internationale Poli­
tik und Wirtschaft ist, daß nämlich militärisch der Warschauer 
Vertrag im Grunde genommen am Ende ist, und zwar aus drei 
unterschiedlichen Aspekten:

Es kann keine Hegemonie der Sowjetunion über dieses Terr- 
torium mehr geben. Die Staaten dieses Bündnisses werden nie’ 
mehr von kommunistischen Parteien kontrolliert, und es gibt 
keine Verfügungsgewalt des sowjetischen Oberkommandos 
mehr über die Streitkräfte dieser Staaten.

Die Umgestaltung dieses Bündnisses ist also eine absolute 
Notwendigkeit. Ich möchte sagen, es darf keine Umgestaltung 
sein, es muß sich um eine Neugestaltung auf politischer Ebene 
handeln.

Ich komme zum Schluß. Ich sehe hier auch die Verhandlungen 
2 + 4 in diesem Lichte, die uns halt in erster Linie interessieren 
als das Hemd, das uns näher ist als die Jacke, selbst wenn vieles 
in dem Zusammehang noch eingebettet gesehen werden müßte. 
Ich denke an die Wiener Verhandlungen, KSZE, Bush-Gorbat­
schow usw. usw.

Ich teile auch die Auffassung, daß es gut gewesen wäre, uns, 
die Abgeordneten dieses Hauses, beizeiten zu informieren, mit 
welcher Konzeption unsere Verhandlungsführer in diese Ver­
handlungen hineingegangen sind, welche Möglichkeiten zur 
Einflußnahme sie sehen. Aber es gibt ja noch weitere offene Fra­
gen. Zum Beispiel: Ist der Außenminister nun offiziell abgerückt 
von dem Vorschlag einer trilateralen Zone, die nach unserer 
Überzeugung keine gute Sache für Europa wäre, sondern die die 
Spaltung vertiefen würde?
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